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Die Ansteckungszahlen bei Corona gehen
durch die Decke, doch in Bern passiert seit
Wochen nichts. Gerade deshalb verbreitet sich
die Omikron-Variante rasend schnell. So schnell,
dass man davon ausgehen muss, dass innert
kurzer Zeit sich die meisten anstecken werden.
Wenn sich jeden Tag, wie im Tessin, drei Prozent
der Bevölkerung trotz Impfung das Virus holen,
kann sich jeder ausrechnen, wie lange es geht,
bis alle drangekommen sind. Schweizweit sind
wir bald so weit, dass jeder Fünfte Corona ge-
habt hat. Genau das nennt man Durchseuchung.

Nun kann man zwar sagen: «Was solls?» Im
Moment jedenfalls sieht es so aus, als ob Omi-
kron weit weniger gefährlich ist als die vorher
grassierende Delta-Variante. Doch wenn man

schon eine Durchseu-
chung will, dann sollte
man auch danach han-
deln. Was bringt es unter
solchen Umständen,
wenn man in den Schu-
len mühsam testet, mit
den renitenten Eltern
streitet, bis man fest-
stellt, dass es schlicht zu
wenig Tests gibt.

Was bringt es dann
auch, wenn die Task-
force wöchentlich warnt?
Und mit ihren Prognosen,
was die Ansteckungen
betrifft, schneller recht

bekommt, als sie es selbst glaubt – aber der
Bund dann trotzdem nichts macht, ausser eben
die Durchseuchung zulässt? Den Eindruck einer
durchdachten Strategie hinterlässt das nicht.
Wenn das alles am Ende trotzdem aufgehen
sollte, dann haben wir einfach gehörig Glück ge-
habt.

Hinzu kommt, dass beim Bundesamt für Ge-
sundheit einmal mehr ein völliges Zahlenchaos
herrscht, man also nicht einmal weiss, ob die
Spitäler nun mit Corona-Patienten gefüllt werden
oder ob ganz einfach viele von denen, die bei-
spielsweise einen Skiunfall haben, zufällig auch
grad noch positiv getestet wurden.

Was es jetzt bräuchte, wäre Alain Berset –
oder vielleicht ja auch der neue Bundespräsi-
dent und Arzt Ignazio Cassis –, der hinsteht und
sagt: «Ja, wir lassen die Durchseuchung zu, aber
wir treffen die geeigneten Massnahmen, die
nicht nur verhindern, dass die Spitäler überlastet
sind, sondern auch die Wirtschaft, der Verkehr
und die Schulen nicht zusammenbrechen.»
Wir passen die Quarantäne nach den weltweit
neusten Erkenntnissen so an, dass sie möglichst
wenig Leute vom Arbeiten abhält. Vielleicht
funktionierte das tatsächlich so, wie es
Marcel Salathé vorschlägt, indem man jedem
Betroffenen Schnelltests nach Hause schickt,
vielleicht gibt es auch noch bessere Varianten.
Wie genau das möglich ist, muss sich zeigen.
Aber wenn man einfach nichts tut, kommt man
sicher nicht zum besten Resultat – wie das
derzeitige Chaos an den Schulen und die vielen
Betriebsausfälle zeigen.

Einmal mehr hat man in der Pandemie
den Eindruck, in Bern und in den Kantonshaupt-
städten wartet man einfach ab und hofft, dass
die Krise einmal aufhört. Diese Strategie hat nur
einen Vorteil: Irgendwann einmal geht sie auf.
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Die Lehrerin war baff. Die Mutter
eines 14-jährigen Schülers legte ihr
zum Schulstart nach den Weih-
nachtsferien in Gommiswald SG
ein dreiseitiges Papier auf das Pult,
Titel: «Haftungserklärung – Mas-
kenpflicht in Schulen». Es beinhal-
tet eine Reihe von Argumenten ge-
gen die Maskenpflicht, zuunterst
hat es für die Lehrerin nur zwei
Felder zur Wahl, in die sie ihre Un-
terschrift setzen kann: «Ich als Ver-
antwortlicher für die Masken-
pflicht, erkläre hiermit die volle
Haftung und Verantwortung zu
übernehmen.» Oder: «Ich lehne
die komplette Haftung ab und er-
kläre das Kind als maskenbefreit.»
Sollte beim betroffenen Kind «ir-
gendein physischer oder psychi-
scher Schaden durch die Masken-
pflicht entstehen», verpflichte sich
die Lehrperson, «vollumfänglich
für den Schaden samt Folgekosten
aufzukommen», heisst es im Do-
kument. Dies beinhalte Schmer-
zensgeld, alle Kosten im Krank-
heitsfall, «einschliesslich aller Kos-
ten, die bei eintretendem Tod ent-
stehen können».

Mit dieser Haftungserklärung
versuchen Eltern, die Corona-
Massnahmen wie eine Masken-
tragpflicht an den Schulen gene-
rell ablehnen, so viel Druck auf die
Lehrerinnen und Lehrer aufzubau-
en, dass diese die Vorgaben nicht
umsetzen. Beim Verband der Leh-
rerinnen und Lehrer Schweiz
(LCH) hat man Kenntnis von dem
Papier: «In mehreren Schulen im
Kanton St. Gallen wurde dieses
den Klassenlehrpersonen vorge-
legt», sagt LCH-Zentralsekretärin
Franziska Peterhans.

Maskengegner verursachen an
den Schulen viel Aufwand

«Das Schreiben ist absurd», sagt
sie. «Die Lehrerinnen und Lehrer
sind gar nicht in der Lage, die Haf-
tung für die Maskenpflicht zu
übernehmen. Sie setzen ja nur um,
was von den kantonalen Bildungs-
direktionen angeordnet wurde»,
sagt Peterhans. «Es darf nicht sein,
dass sich die Lehrerinnen und Leh-
rer neben Unterricht und den Co-
rona-Massnahmen nun auch noch
mit Haftungsfragen und Nötigun-
gen auseinandersetzen müssen»,
so Peterhans. Betroffene Lehrper-
sonen sollten daher auch von der
Bildungsdirektion und den zustän-
digen Schulleitungen unterstützt
werden, fordert der LCH.

Das tut die Rektorin der betref-
fenden Schule in Gommiswald
auch, wie sie sagt: «Wir versuchen,
die Lehrpersonen, soweit es geht,
vom Aufwand, den diese Massnah-
mengegner generieren, zu entlas-
ten. Sie sollen ihre Energie in den

Unterricht stecken», sagt Rektorin
Irene Egli. Man betreibe viel Auf-
wand, um mit diesen Eltern im Ge-
spräch zu bleiben, doch das gestal-
te sich zuweilen schwierig: «Die
Meinungen sind gefestigt, die Ag-
gressivität ist teilweise hoch und
eine sachliche Unterhaltung fast
nicht mehr möglich», so Egli.

Die Mutter des Schülers hatte
bereits bei der Bildungsdirektion
und bei der Schulleitung gegen die
Maskenpflicht interveniert – «er-
folglos», wie sie sagt. Deshalb stell-
te sie das Dokument zur Haftung
aus Quellen im Internet zusam-
men und legte es den Lehrperso-
nen ihres Sohnes zur Unterschrift
vor, wie sie sagt. Falls weitere Mass-
nahmen eingeführt würden, über-
lege sie sich deshalb Homeschoo-
ling als Alternative.

In Bern sammeln Eltern
Unterschriften

Die Nervosität an den Schulen
steigt, bei Eltern, Schulleitern, Leh-
rerinnen und Lehrern. In mehre-
ren Kantonen haben die Behörden
nach den Weihnachtsferien die Co-
rona-Massnahmen verschärft –
und stossen damit auf Widerstand.
Wie im Kanton Bern.

Wenn hier am Montag die
Schule wieder beginnt, herrscht
neu eine Maskenpflicht bereits ab
der 1. Klasse. Bisher galt sie für
Berner Schüler ab der 5. Klasse.
Die neue Massnahme sorgt bereits
für Protest. Diese Woche wurde
eine Onlinepetition eingereicht,
die innert weniger Tage 12’000 Per-
sonen unterzeichnet haben. Die
Bittschrift fordert die Kantonsre-
gierung auf, ihren Entscheid «so-
fort aufzuheben».

Initiantin ist Bettina Tanner,
Mutter eines Kindes, das in der Re-
gion Bern in die 1. Klasse geht. Ein
Maskenobligatorium für diese Al-
tersstufe sei «unangemessen»,
heisst es in ihrer Petition. Kinder
trügen die Gesichtsmaske oft nicht
korrekt, das zuverlässige Tragen
sei über längere Zeit schwierig.
Eine Studie zeige zudem, dass sich
das Maskentragen pädagogisch
nachteilig auf die Kinder auswir-
ke – etwa weil die Mimik der Kin-
der und Lehrpersonen unterbun-
den werde. Dagegen begründet die
Berner Regierung die neue Rege-

lung mit den hohen Covid-Fall-
zahlen und der sich ausbreitenden
Omikron-Variante, der man ent-
gegenwirken müsse.

Wegen der «angespannten Lage
an den Schulen» geht auch Basel-
Stadt in die Offensive. Die Mass-
nahmen wurden auf den Schul-
start von dieser Woche verschärft.
Neu gilt an den Basler Schulen
ebenfalls eine Maskenpflicht ab
der 1. Klasse, die Teilnahme an den
repetitiven Tests ist obligatorisch,
Lager sind bis zu den Fasnachts-
ferien gestrichen.

Kampf wird auch vor Gericht
ausgefochten

Im Kampf gegen die hochanste-
ckende Omikron-Variante machen
die Schulbehörden auf breiter
Front mobil – und genauso rüsten
sich auf der anderen Seite Mass-
nahmengegner, die sich um das
Wohl der Kinder sorgen. Der Auf-
stand der Eltern wird nicht nur mit
besorgten bis erbosten Anrufen
und Briefen an Schulleitungen aus-
gefochten – er wird sogar bis vor
den Richter getragen.

Beispiel Kanton Aargau: Drei
Verfahren sind derzeit am Verwal-

tungsgericht hängig. Zwei betref-
fen Beschwerden gegen die bislang
geltende Maskenpflicht ab der
5. Primarklasse. Ein weiteres Ver-
fahren betrifft die neu ab Montag
geltende Maskenpflicht ab der 1.
Klasse.

Beispiel Kanton Zürich: Laut
Angaben des Verwaltungsgerichts
sind aktuell «sechs Beschwerden
gegen den Regierungsratsbeschluss
vom 8. Dezember 2021 zu den Än-
derungen an der Verordnung über
Massnahmen zur Bekämpfung der
Covid-19-Epidemie im Bildungs-
bereich hängig». Mit diesem Be-
schluss verfügte der Regierungsrat
eine Maskenpflicht auch für Erst-
bis Drittklässler sowie ein Masken-
obligatorium für Kantons- und Be-
rufsschüler.

Auch im Kanton Luzern stellt
man fest, dass der Ton zunehmend
gereizter wird. «Gemäss Rückmel-
dungen von Schulleitungen haben
Eltern schon mit Anwälten ‹ge-
droht› und teilweise auch tatsäch-
lich einen Rechtsbeistand beigezo-
gen», sagt Regula Huber vom Lu-
zerner Bildungsdepartement.

Manche Eltern wählen gar die
Flucht aus der Volksschule – sie

Der
Aufstand
der Eltern
An den Schulen wird der
Widerstand gegen die

Corona-Massnahmen heftiger:
Eltern tragen ihren Protest vor den

Richter, nehmen die Kinder
aus dem Unterricht oder decken
Lehrer mit Beschwerden ein

So setzen Eltern Lehrkräfte unter Druck: Auszug aus der «Haftungserklärung – Maskenpflicht in Schulen»

Corona-Massnahmen 3

Experten kritisieren die mangelhafte Daten-
grundlage in der Corona-Krise schon lange.
Bereits vor Monaten sprach etwa der Epide-
miologe Marcel Salathé von einem «Blind-
flug». Nachdem diese Woche neue Proble-
me aufgetaucht waren, geht die SVP nun in
die Offensive. Sie fordert eine Parlamenta-
rische Untersuchungskommission (PUK) –
das schärfste Kontrollorgan von National-
und Ständerat.

Fraktionschef Thomas Aeschi bestätigt,
dass seine Partei nächste Woche in der Ge-
sundheitskommission einen Antrag stellen
wird. «Wir haben einen unsäglichen Daten-
salat», sagt Aeschi. Das Parlament müsse die
Fehlleistungen und Versäumnisse in dieser
Pandemie jetzt untersuchen und aufarbeiten.

Viele kommen gar nicht wegen
Corona ins Spital

So weiss man immer noch nicht, wie viele
Geimpfte und Ungeimpfte schweizweit auf
den Intensivstationen liegen, wie alt die Pa-
tientinnen und Patienten sind und welche
Vorerkrankungen sie haben. Die Daten sol-

len gemäss Bundesverwaltung erst im zwei-
ten Quartal 2022 vorliegen. Zudem wurde
diese Woche bekannt, dass in den offiziel-
len Zahlen zu den Corona-Hospitalisatio-
nen auch Leute auftauchen, die aus anderen
Gründen ins Spital kommen und dort spä-
ter positiv getestet werden. Mancherorts soll
dies in der Hälfte der Fälle so sein.

«Es ist absurd, dass jemand mit einem
Leistenbruch ins Spital eingeliefert wird und
dann als Corona-Hospitalisation in der Sta-
tistik auftaucht, nur weil er nebenbei posi-
tiv getestet wurde», sagt Aeschi. Er glaubt,
dass die Corona-Fallzahlen seit zwei Jahren
«offensichtlich massiv überzeichnet» seien.
«Darunter leiden die Bevölkerung, die Wirt-
schaft, ja sogar Suizide sind die Folge.» Die
Verantwortlichen im Departement von Ge-
sundheitsminister Alain Berset müssten zur
Rechenschaft gezogen werden.

Die SVP hat schon einmal in der Coro-
na-Krise eine PUK in Betracht gezogen: als
die Maskenstrategie des Bundes in die Kri-
tik kam. Damals versandete die Aktion je-
doch. Adrian Schmid

SVP verlangt eine PUK
Die grösste Partei erhöht den Druck, damit Versäumnisse der Pandemie
untersucht werden. Sie empört sich über den «unsäglichen Datensalat»

unterrichten ihre Kinder lieber zu
Hause. Im Kanton Luzern ist die
Zahl der Schülerinnen und Schü-
ler im Privatunterricht im laufen-
den Schuljahr um 17 Prozent ge-
genüber dem Vorjahr gestiegen.
Zu den Gründen für diesen An-
stieg gehörten «sicher die derzeit
geltende Maskenpflicht oder wei-
tere Schutzmassnahmen an den
Schulen», sagt Huber.

Massnahmenkritische Eltern
setzen auf Homeschooling

Im Kanton Aargau stieg die Zahl
der «Homeschooling»-Kinder von
287 im Schuljahr 2018/19 auf fast
400 im letzten Jahr. «Zurzeit erhal-
ten wir zahlreiche Anfragen von
Eltern, die erwägen, ihr Kind ab
der 1. Primarklasse privat zu un-
terrichten», sagt Simone Strub vom
Bildungsdepartement. «Einige die-
ser Anfragen stehen direkt im Zu-
sammenhang mit der Maskentrag-
pflicht für die 1. bis 4. Primarklas-
se, die neu ab dem 10. Januar gilt.»

Auch im Kanton Bern gehen
«aufgrund der Maskentragpflicht
mehr Anfragen» von Eltern ein,
die ihr Kind zu Hause unterrich-
ten wollen. Homeschooling von
kurzer Dauer für wenige Wochen
oder Monate ist im Kanton Bern
jedoch laut Angaben der Bildungs-
direktion nicht möglich. Basel-
Stadt schiebt ebenfalls einen Rie-
gel vor: «Die Begründung ‹Kind
will keine Maske tragen› reicht
nicht aus, um eine Bewilligung zu
erhalten», sagt Simon Thiriet vom
Basler Erziehungsdepartement.

Der Riss, der durch die Gesell-
schaft geht, macht auch vor den
Schulen nicht halt. Es sind nicht

nur Maskengegner, die sich gegen
die Corona-Massnahmen wehren,
sondern auch jene, für die der
Schutz ihrer Kinder im Klassen-
zimmer zu lasch ist. «Die Gründe,
warum Eltern ihre Kinder zu Hau-
se unterrichten wollen, bewegen
sich zwischen der Angst vor An-
steckung in der Schule, also zu we-
nige Massnahmen, und der Ableh-
nung der geltenden Regelungen,

also zu viele Massnahmen», sagt
Andrea Bürki vom Kantonalen Kri-
senstab Baselland.

Welche Bedingungen für den
Privatunterricht zu Hause gelten,
ist je nach Kanton unterschiedlich.
Während Zug restriktiv ist, sind
die Hürden im Kanton Zürich sehr
tief. «Der Entscheid, wie die Kin-
der ihre Schulpflicht erfüllen, liegt
bei den Eltern», sagt Myriam Zieg-
ler, Leiterin des Volksschulamts.
«Privatunterricht im Kanton Zü-
rich ist nicht bewilligungs-, son-
dern meldepflichtig.» Beim kurz-
fristigen Privatunterricht, der we-
niger als ein Jahr dauert, gebe es
auch keine Vorgaben, welche Aus-
bildung die unterrichtende Person
haben müsse. Derzeit würden
536 Schülerinnen und Schüler so

beschult, sagt Ziegler. «Seit der Co-
rona-Pandemie sind die Zahlen
vor allem beim unterjährigen Pri-
vatunterricht stark angestiegen.»

Diese Entwicklung sieht Bil-
dungsforscher Stefan Wolter kri-
tisch. Der Professor für Bildungs-
ökonomie an der Uni Bern ist Mit-
glied der wissenschaftlichen Co-
vid-19-Taskforce. «Die Schulen
werden zum Stellvertreter-Kriegs-
schauplatz für ideologische Gra-
benkämpfe. Da geht es meist nicht
um das Wohl der Kinder», sagt
Wolter. «Es ist illusorisch, zu den-
ken, ich nehme mein Kind für ein
paar Wochen oder Monate aus der
Klasse, schicke es dann wieder zu-
rück in die Klasse, und alles ist wie
vorher. Diese Kinder sind als Aus-
senseiter abgestempelt.»

«Die Schule darf nicht zum Ort
für überängstliche Eltern wer-
den, nicht für jene Mütter und Vä-
ter, die gegen die Corona-Mass-
nahmen wie die Maskenpflicht
sind, und auch nicht für jene, die
ihre Kinder aus der Schule neh-
men, weil es keine Maskenpflicht
gibt», sagt Erziehungswissen-
schaftlerin Margrit Stamm. «Das
ist ein Missbrauch der Rechte der
Kinder, die jetzt gar nie zu Wort
kommen.»

Man dürfe diese Entwicklung
aber nicht nur den Eltern in die
Schuhe schieben. «Sie hängt auch
mit dem virologischen Tunnelblick
zusammen, die alle diese Exper-
tinnen und Experten verbreiten»,
sagt Stamm. «Da werden unglück-
liche Botschaften verbreitet wie
jene von der sogenannten Eigen-
verantwortung – das trägt zur Spal-
tung unserer Gesellschaft bei.»

Schutz vor
Ansteckung:
Viertklässer im
Schulhaus
Fluntern in
Zürich müssen
im Unterricht
jetzt Masken
tragen
Foto: Keystone

«Die Schule darf
nicht zumOrt für
überängstliche
Eltern werden»
Margrit Stamm,
Erziehungswissenschaftlerin

Der Epidemiologe Marcel Salathé macht ei-
nen brisanten Vorschlag, wie man die Qua-
rantäne gleich ganz abschaffen könnte: «Sie
ist eine Vorsichtsmassnahme für Personen,
die Kontakt mit einer infizierten Person hat-
ten. Mit entsprechender Technologie könn-
te man in der aktuellen Situation vielleicht
sogar ganz darauf verzichten.»

Salathés Bedingung: Man müsste «je-
dem, der Kontakt mit einem Infizierten hat-
te, umgehend zehn Schnelltests zukommen
lassen». Die Person sollte sich dann täglich
testen. Solange der Test negativ sei, könne
man «mit vorsichtigem Verhalten» auch
wieder seiner Arbeit nachgehen. Das wäre
laut dem Epidemiologen «eine einfache Re-
gel, die jeder versteht». Die jetzigen Qua-
rantäneregeln seien oft sehr kompliziert
und hingen davon ab, ob man geboostert
sei oder wie lange die letzte Impfung oder
Genesung zurückliege.

Salathé räumt ein, dass bei diesem Vor-
gehen «ein gewisses Restrisiko» bleibe. «Aber
in Anbetracht der grossen Ausfälle, die dro-
hen, wenn die halbe Schweiz wegen Coro-
na-Verdacht zu Hause sitzen müsste, ist die-
se Art von Quarantäne light verantwortbar.»
In der Quarantäne-Diskussion war diese
Woche zuerst die Economiesuisse vorge-
prescht und forderte eine Reduktion von sie-
ben auf fünf Tage für Personen, die in Kon-
takt mit einer infizierten Person gekommen
sind. Die USA haben unlängst eine solche
Regel eingeführt. Der Wirtschaftsverband
befürchtet hohe Ausfälle aufgrund der ho-
hen Fallzahlen.

Weiterer Experte will auch bald
über Abschaffung diskutierern

Auch andere Experten halten eine baldige
Abschaffung der Quarantäne für möglich,
sind aber vorsichtiger. So sagt Huldrych
Günthard, Professor für Infektiologie am
Universitätsspital Zürich: «In zwei, drei Wo-
chen können wir über eine Aufhebung der
Quarantäne diskutieren.» Jetzt sei es aber
noch zu früh. Denn es sei im Moment noch
zu wenig klar, ob der Krankheitsverlauf bei
Omikron tatsächlich so mild sei. Möglich
wäre laut Günthard aber schon jetzt, die
Quarantäne «auf fünf Tage zu verkürzen» –
unter der Bedingung, dass die Betroffenen
«am fünften Tag einen PCR-Test machen».

Sowohl für Salathé wie auch für Günt-
hard ist indessen klar, dass die Isolation für

die tatsächlich Infizierten aufrechterhalten
werden muss. Salathés Vorschlag findet auch
in der Politik Unterstützung. «Eine Quaran-
täne von fünf Tagen ist einfach nicht um-
setzbar», sagt der Luzerner Gesundheitsdi-
rektor Guido Graf auf Anfrage.

Der oberste Kantonsarzt Rudolf Hauri
findet es ebenfalls «richtig», dass Dauer und
Nutzen der Quarantäne aufgrund der mas-
siven Ausbreitung des Virus jetzt hinterfragt
und diskutiert würden. «Für mich ist eine
Lockerung respektive Abschaffung der Qua-
rantäneregel als Standartmassnahme in der
aktuellen Situation durchaus denkbar.» Am
Ende müsse aber die Politik entscheiden.

Gesundheitsdirektoren kritisieren
den Bundesrat

Skeptischer ist man bei der kantonalen Ge-
sundheitsdirektorenkonferenz. Deren Prä-
sident Lukas Engelberger hingegen findet
eine Abschaffung der Quarantäne zum jet-
zigen Zeitpunkt «zu riskant». Und Selbst-
tests seien zu wenig zuverlässig, als dass man
sie als Mittel einsetzen könnte, um die Qua-
rantäne aufzuheben. «Ein solches Vorgehen
ist für mich frühestens in einer Übergangs-
phase denkbar, wenn das Schlimmste der
Omikron-Welle vorbei ist.» Schon eher er-
achtet er eine Reduktion der Quarantäne auf
fünf Tage als «prüfenswert».

Gemäss den gesetzlichen Vorgaben des
Bunden dauert die Quarantäne zehn Tage.
Das Bundesamt für Gesundheit hat Ende
Dezember jedoch den Kantonen empfoh-
len, die Frist auf sieben zu verkürzen. Laut
Engelberger hat diese Diskrepanz zu Unsi-
cherheit geführt. Einige Kantone haben die
Empfehlung umgesetzt, andere sind nicht
glücklich darüber. Engelberger sieht deshalb
die Landesregierung in der Verantwortung:
«Der Bundesrat muss nächste Woche Klar-
heit schaffen, welches Quarantäne-Regime
gilt.» Adrian Schmid, Mischa Aebi

Salathé kann sich
vorstellen, Quarantäne

abzuschaffen
Der Druck auf eine Verkürzung oder gar eine Abschaffung

der verordneten Auszeit wird immer grösser

Einig: Marcel Salathé (l.) und Luzerns
Regierungsrat Guido Graf Foto: Raphael Moser


